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VII

Vorwort zur 7. Auflage

Die zunehmende Verdichtung der internationalen Beziehungen führt für den einzel-
nen Staat zu einer Vielfalt von „Gemengelagen“ internationaler und nationaler Rechts-
normen, die im konkreten Fall Geltung beanspruchen. Hinzu tritt in Europa die Be-
sonderheit des supranationalen „Staatenverbunds“ der Europäischen Union, der die
Mitgliedstaaten – darunter die Bundesrepublik Deutschland – in eine zusätzliche
Rechtsordnung „eigener Art“ einbindet.

Dieses Lehrbuch will einen systematischen Überblick über die Probleme geben, die
sich beim Aufeinandertreffen und Ineinandergreifen der verschiedenen Rechtsord-
nungen – Verfassungsrecht, Völkerrecht, Europarecht – stellen. Dabei müssen auch
Grundlagenkenntnisse des Völkerrechts und des Europarechts vermittelt werden.
Nur so lassen sich die Bezüge der deutschen Rechtsordnung zum Völker- und Europa-
recht adäquat darstellen.

Für diese Bezüge, die – ausdrücklich oder implizit – zum Pflichtstoff der juristischen
Ausbildung in der Bundesrepublik Deutschland zählen, hat sich die Bezeichnung
„Staatsrecht III“ eingebürgert. Deshalb erscheint das vorliegende Lehrbuch in dieser
Neuauflage nunmehr unter diesem Titel.

Seit der letzten Auflage haben sich wieder einige für den Themenbereich des Lehr-
buchs bedeutsame Entwicklungen ergeben. Dazu zählen insbesondere die europa-
rechtliche Ausarbeitung der Grundlagen des Asyl- und Flüchtlingsrechts, die Reaktion
auf die offensichtliche Missachtung grundlegender Werte der Europäischen Union
durch einige Mitgliedstaaten sowie der Austritt Großbritanniens aus der Union („Bre-
xit“). In Bezug auf das Völkerrecht war auf die Rolle möglicher Cyberangriffe und auf
die Frage nach der „Schutzverantwortung“ bei der Bekämpfung schwerer Menschen-
rechtsverbrechen einzugehen.

Die komplizierte Rechtslage Deutschlands in der Zeit der Teilung wird weiterhin we-
nigstens in ihren Grundlagen dargestellt. Deren Kenntnis erscheint mir für das Ver-
ständnis vieler Diskussionen um die gegenwärtige Stellung Deutschlands in seinem
internationalen Umfeld unentbehrlich. Ihre Betrachtung mag darüber hinaus die Ein-
sicht stärken, dass der gegenwärtige Zustand eines freien Deutschland in einer europä-
ischen Friedensordnung sich nicht von selbst versteht.

Für ihre jederzeit verständnisvolle und geduldige Betreuung danke ich meinem Ver-
lagslektor Herrn Dr. Johannes Wasmuth und seiner Mitarbeiterin Frau Ursula Hasen-
kopf.

Last but not least danke ich für ihr stets teilnehmendes Interesse und ihre Fürsorge ganz
besonders meiner Frau. Ihr sei dieses Buch gewidmet.

Germering, im Oktober 2017 Rudolf Geiger
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